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Präsident der Bürgerschaft

An die Mitglieder

der Bürgerschaft

16. September 2014

E i n l a d u n g

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich erlaube mir, Sie zur Sitzung der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar (Wahlperiode 2009-2014) 
am

Donnerstag, 25.09.2014, 17:00 Uhr

in den Bürgerschaftssaal im Rathaus, Am Markt 1, 23966 Wismar, einzuladen.

T a g e s o r d n u n g :

Öffentlicher Teil

1 Einwohnerfragestunde

2 Eröffnung der Sitzung

3 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung

4 Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

5 Änderungsanträge zur Tagesordnung

6 Protokoll über die vorhergehende Sitzung der Bürgerschaft vom 
28.08.2014

7 Mitteilungen des Präsidenten der Bürgerschaft

8 Mitteilungen des Bürgermeisters

9 Vorlagen des Bürgermeisters

9.1 Vereinbarung über die Nutzung der Wismarer Stadtkirchen St. 
Marien und St. Georgen

VO/2014/0973

9.2 Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2013 für den 
Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar

VO/2014/0978

9.3 52. Änderung des Flächennutzungsplanes
 "Umwandlung von Flächen für Bahnanlagen in Verkehrsflächen im 
Bereich Bahnhofsvorplatz"
Aufstellungsbeschluss

VO/2014/0988
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9.4 Theater der Hansestadt Wismar
-Instandsetzung, Modernisierung und Erweiterung-

VO/2014/0989

9.5 Abberufung des ehrenamtlichen 2. Stellvertreters des 
Bürgermeisters

VO/2014/0992

9.6 Wahl der ehrenamtlichen 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters VO/2014/0993

9.7 Vertretung im Zweckverband "Elektronische Verwaltung in 
Mecklenburg-Vorpommern" (E-Government-Zweckverband)

VO/2014/0997

9.8 Beantragung finanzieller Mittel aus dem Förderprogramm 2014 der 
Bundesregierung "Nationale Projekte des Städtebaus" für Projekte 
in der Hansestadt Wismar

VO/2014/0999

9.9 Annahme von Zuwendungen (Spenden) an die Hansestadt Wismar VO/2014/1001

10 Anträge der Fraktionen und Bürgerschaftsmitglieder

10.1 Beteiligungsverfahren St.Marienkirchplatz
FÜR-WISMAR-Fraktion

VO/2014/1004

10.2 Änderung der Hauptsatzung - § 13 Entschädigungen
CDU-Fraktion

VO/2014/1005

10.3 Fraktionszuwendungen
CDU-Fraktion

VO/2014/1006

10.4 Verwendung von Fraktionszuwendungen
CDU-Fraktion

VO/2014/1007

10.5 Benutzungs- und Entgeltordnung Alte Reithalle
CDU-Fraktion

VO/2014/1008

10.6 Promenade Technologie- und Forschungszentrum
CDU-Fraktion

VO/2014/1009

11 Anfragen der Fraktionen und Bürgerschaftsmitglieder

Nicht öffentlicher Teil

12 Vorlagen, Anträge und Anfragen in nicht öffentlicher Sitzung

12.1 Vergabe von Planungsleistungen über  125 Tsd. € gemäß 
Hauptsatzung

VO/2014/0977

12.2 Bestellung einer Rechnungsprüferin VO/2014/0966

12.3 Widerruf der Bestellung der Leiterin des Rechnungsprüfungsamtes VO/2014/0996
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Öffentlicher Teil

13 Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse

14 Schließen der Sitzung

Nach § 7 (3) der Geschäftsordnung der Bürgerschaft findet im Falle einer Vertagung die
Fortsetzung dieser Sitzung am darauf folgenden Donnerstag um 17.00 Uhr am selben Ort statt.

Mit freundlichen Grüßen

Tilo Gundlack
Präsident der Bürgerschaft



Nr.: VO/2014/0973

Status: öffentlich

Datum: 15.08.2014

Verfasser: Wellmann, Andreas

Vorlage

Federführend:
III Senator

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
1 Büro der Bürgerschaft
10.5 Abt. Recht und Vergabe
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR

Vereinbarung über die Nutzung der Wismarer Stadtkirchen St. Marien und St. 

Georgen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft ermächtigt auf der Grundlage des § 3 Abs. 3 der Satzung der 
„Stadtkirchenstiftung zu Wismar“ vom 30.04.2010 den Bürgermeister zum 
Abschluss der als Anlage 1 angefügten Vereinbarung zwischen der Hansestadt 
Wismar und der Kirchengemeinde St. Marien/St. Georgen über die Nutzung der 
Wismarer Stadtkirchen St. Georgen und St. Marien.

Begründung:

I. Ausgangslage

Mit dem Bescheid des Bundesamtes für Zentrale Dienste und Vermögenszuordnung vom 10.09.2008 
wurden unter anderem die drei Grundstücke, auf denen die Stadtkirchen St. Georgen, St. Marien und St. 
Nikolai aufstehen, der Hansestadt Wismar in Eigentum zugeordnet. Dieses Grundvermögen gehörte 
ehemals zum Stiftungsvermögen der treuhänderisch durch die Stadt Wismar verwalteten Stiftung 
„Geistliche Hebungen zu Wismar“, deren Vermögen in der Zeit der DDR gänzlich in Volkseigentum 
überführt wurde. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Begründung der Beschlussvorlage (Drucks.-
Nr. 0490-41/08), auf deren Grundlage der Beschluss der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 
24.04.2008 gefasst wurde, verwiesen.

Mit der erfolgten Zuordnung wurde auf der Grundlage des Beschlusses der Bürgerschaft vom 24.04.2008  
unter Beteiligung der Gremien eine Stiftungssatzung erarbeitet, um die Grundstücke in eine 
treuhänderische Stiftung unentgeltlich einbringen zu können. Die an die historische Tradition der 
Geistlichen Hebungen angelehnte und an die heutige Rechtslage angepasste Satzung der 
Stadtkirchenstiftung zu Wismar wurde mit Beschluss der Bürgerschaft vom 29.04.2010 (Dr.-Nr- 
0166/11/10) beschlossen und unter dem 30.04.2010 durch die Bürgermeisterin ausgefertigt.

Mit dem Beschluss der Bürgerschaft im April des Jahres 2010 über die Errichtung der treuhänderischen 
Stadtkirchenstiftung zu Wismar und deren Stiftungssatzung wurde hinsichtlich der Nutzung der Gebäude 
der drei Stadtkirchen zum einen eine Zweckbindung getroffen und zum anderen auch eine Grundlage für 



die Nutzung durch die kirchlichen Gliederungen geschaffen. § 3 Abs. 3 der genannten 
Stadtkirchenstiftungsatzung regelt dazu, dass:

„Für die Ausübung der anliegenden   evangelischen Kirche in den zum Stiftungsvermögen 
gehörenden Stadtkirchen, die mit Bescheid vom 10.09.2008 der Hansestadt Wismar in 
Eigentum zugeordnet wurden, müssen Nutzungsverträge mit der evangelischen Kirche 
abgeschlossen werden, die die Einzelheiten (Umfang der Nutzung, Verfahren, 
Kostenbeteiligung) regeln. Die Nutzungsverträge sind gesondert zwischen der Hansestadt 
Wismar und der Kirche zu vereinbaren. Diese Nutzungsverträge werden erst mit Beschluss der 
Bürgerschaft wirksam“.

Auf dieser Grundlage wurden die seit Beginn der 1990er Jahre geführten Verhandlungen mit den 
Vertretern der Kirchengemeinden dahingehend fortgeführt, einen grundsätzlichen Nutzungsvertrag für 
die zum Stiftungsvermögen gehörenden Stadtkirchen zu schließen. Über den Verfahrensstand ist sowohl 
gegenüber der Bürgerschaft als auch im Stiftungskuratorium, das auch mit Mitgliedern der Bürgerschaft 
besetzt ist, fortlaufend berichtet worden. In der Zwischenzeit wurde aber stets eine kirchliche Nutzung 
der Stadtkirchen für die Kirchengemeinden gewährt, wobei dies auf der Grundlage von Einzel-
Nutzungsverträgen für die St. Georgen-Kirche geschah.

Im Rahmen der Verhandlungen zeichnete sich der Wunsch der beteiligten Kirchengemeinden ab, dass die  
Stadtkirche St. Nikolai, die allein durch die Kirchengemeinde genutzt wird, gesondert zu betrachten sei, 
so dass die Verhandlungsstränge hier getrennt fortgesetzt wurden. Mit den Vertretern der 
Kirchengemeinde St. Nikolai werden die sehr sachlichen Verhandlungen derzeit noch fortgeführt.

Mit den Vertretern der Kirchengemeinde St. Marien/St. Georgen konnte in einer sachlichen und 
respektvollen Gesprächsatmosphäre eine grundsätzliche Einigung zur gemeinsamen Nutzung der 
Stadtkirchen St. Georgen und St. Marien erzielt werden, die dann in die als Anlage 1 angefügte 
Entwurfsfassung einer Vereinbarung mündete. Dieser Entwurfsfassung hat der Kirchengemeinderat der 
Kirchengemeinde St. Marien/St. Georgen seine Zustimmung erteilt und dies der Hansestadt Wismar mit 
Schreiben vom 09.07.2014 schriftlich mitgeteilt. Über diesen Umstand wurde bereits im Bericht/Antwort 
vom 11.07.2014 berichtet.

II. Beteiligung des Stiftungskuratoriums
 
Das Stiftungskuratorium der Stadtkirchenstiftung zu Wismar ist für den 04.09.2014 zu einer Sitzung 
einberufen, in der es sich mit dem vorliegenden Entwurf einer Vereinbarung befassen soll. Die zu 
erwartende Beschlussempfehlung an die Bürgerschaft wird nachgereicht.

III. Zur Vereinbarung /Anlage 1

Da die Verhandlungen sich zunächst schwierig gestalteten, war es gemeinsamer Wille der Parteien eine 
möglichst einfache, verständliche Regelung zu schaffen, die wenig Raum für Interpretationen lassen soll. 
Auf übermäßige Regelungsdichte wurde verzichtet, da das Vertragswerk von dem Willen getragen 
werden soll, dass sich beide Parteien einvernehmlich verständigen und auch entstehende 
Meinungsverschiedenheiten auf freundschaftliche Weise beilegen wollen, § 6 des Entwurfes. 
Dementsprechend wird auf den Inhalt der anliegenden Vereinbarung verwiesen.

 

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:



X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig



eine Erweiterung
X Vorgeschrieben durch: § 3 Abs. 3 der Satzung

der „Stadtkirchenstiftung zu Wismar“

Anlage/n:

- Entwurf der Vereinbarung über die Nutzung der Wismarer Stadtkirchen St. Marien und St. Georgen

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2014/0973

Vereinbarung

zwischen

der Hansestadt Wismar, Am Markt 1, 23966 Wismar, 
vertreten durch den Bürgermeister,

und

der ev.-luth. Kirchengemeinde Sankt Marien - Sankt Georgen Wismar, Bliedenstraße 
40, 23966 Wismar, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Kirchengemeinderates und ein weiteres 
Mitglied

über die Nutzung der Wismarer Stadtkirchen  St. Marien und St. Georgen.

§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

(1) Die Vertragspartner schaffen mit dieser Vereinbarung eine einvernehmliche Grundlage für die 
Nutzung der zum Stiftungsvermögen der „Stadtkirchenstiftung zu Wismar“ gehörenden 
Stadtkirchen St. Marien und St. Georgen.

(2) Die Klärung von Fragen, über deren Bewertung zwischen den Parteien unterschiedliche 
Ansichten bestehen,  insbesondere Nutzungsansprüche (Widmung), ist nicht Gegenstand dieser 
Vereinbarung und wird im Interesse einer Einigung ausgeklammert.

(3) Die Grundstücke mit den darauf befindlichen Stadtkirchen St. Marien und St. Georgen sind 
unveräußerlich und dürfen auch nicht grundbuchrechtlich belastet werden.

§ 2
Stadtkirche St. Georgen

(1) Die Stadtkirche St. Georgen ist ein offener Ort für Begegnung, Kommunikation, Musik, Kunst 
und des christlichen Glaubens. Sie steht allen Menschen täglich zur Besichtigung offen. Die 
Stadtkirche St. Georgen bietet einen Bereich, der ständig als „Raum der Stille“ für Besinnung und 
Andacht genutzt werden kann.

(2) Die Hansestadt Wismar und die Kirchengemeinde St. Marien/ St. Georgen nutzen die 
Stadtkirche St. Georgen gemeinsam und öffnen diese für in den nachfolgenden Absätzen 3 und 4 
beschriebene Veranstaltungen.

(3) Die Kirchengemeinde nutzt die Stadtkirche St. Georgen neben der Neuen Kirche, die 



Mittelpunkt des Gemeindelebens ist, für öffentliche Gottesdienste und Andachten, Amtshandlungen, 
Kirchenkonzerte sowie für kirchliche und diakonische Veranstaltungen.

(4) Von der Hansestadt Wismar wird die Stadtkirche St. Georgen als Kulturkirche für folgende 
Veranstaltungen genutzt:

- Ausstellungen, Konzerte, Kongresse und Empfänge,
- Nutzung als Teil des europäischen Zentrums für Backsteinbaukunst, der Wege zur 
Backsteingotik und europäischen Route der Backsteingotik,
- touristischer Aufenthaltsort,
- Spielstätte des NDR,
- Veranstaltungen der Festspiele Mecklenburg-Vorpommern wie auch für
Aufführungen von Theater, Operetten, Ballett und ähnlichem,
- Veranstaltungen von Förderern,
- festliche Essen, 
- Kunstmärkte, Ausstellungen und Installationen,
- Schul- und Hochschulveranstaltungen.

(5)Veranstaltungen, die der Würde des Kirchenraumes oder den Werten des Grundgesetzes nicht 
entsprechen, sind nicht zulässig; insbesondere solche, die sich gegen die Kirche richten. Die 
Stadtkirche St. Georgen ist kein Raum für religiöse Ersatzhandlungen, wie Namensgebung und 
Jugendweihe sowie für Veranstaltungen, die der Verbreitung des Atheismus dienen oder für 
Sportveranstaltungen.

(6) Die Hansestadt Wismar und die Kirchengemeinde St. Marien/St. Georgen sind jeweils für ihre 
Veranstaltungen verantwortlich (insbesondere für die Verkehrssicherungspflicht) und haben damit 
das diesbezügliche Hausrecht. Nach Durchführung von Veranstaltungen ist die Stadtkirche St. 
Georgen geräumt und gesäubert zu hinterlassen. Die Kirchengemeinde sorgt – ebenso wie die 
Hansestadt Wismar - für einen ausreichenden Versicherungsschutz, der von ihr verantworteten 
Veranstaltungen. Für den Versicherungsschutz von Ausstellungen/ Ausstellungsstücken und
Musikinstrumenten/ Verstärkeranlagen hat jeder Veranstalter selbst zu sorgen. Auftretende
Schäden bei Nutzung durch die Kirchengemeinde sind umgehend der Hansestadt Wismar als 
Eigentümer zu melden. 

§ 3
Veranstaltungsplanung für die Stadtkirche St. Georgen

(1) Die Hansestadt Wismar führt den Veranstaltungs- und Terminplan für die Stadtkirche St. 
Georgen. Hierfür ist nachfolgendes Verfahren festgelegt:

– Die Kirchengemeinde St. Marien/ St. Georgen informiert die Hansestadt Wismar mit einem 
abgestimmten Plan kirchlicher Veranstaltungen in der Regel spätestens 2 Wochen vor Beginn des 
Veranstaltungsjahres (Kalenderjahr). Die Hansestadt Wismar berücksichtigt bei der Veranstaltungs- 
und Terminplanung die mitgeteilten Termine.

– Zusätzliche Termine/Veranstaltungen im Laufe eines Veranstaltungsjahres sind rechtzeitig, in der 
Regel mit einem Vorlauf von mindestens 2 Wochen, vor dem vorgesehenen Veranstaltungstermin 
abzustimmen. Veranstaltungen werden kurzfristig in die Terminplanung aufgenommen, wenn nicht 
bereits zuvor für den gleichen Zeitraum eine Veranstaltung zugesagt ist. Die Termine sind 
kurzfristig der Kirchengemeinde St. Marien/ St. Georgen mitzuteilen. Erhebt diese innerhalb von 
einer Woche keine Einwände, sind die Termine in der Planung aufzunehmen.



– Der Veranstaltungsplan wird elektronisch geführt und der Kirchengemeinde zu Beginn des 
Veranstaltungsjahres und bei Veränderungen übermittelt.

(2) Die Hansestadt Wismar und die Kirchengemeinde werden Terminüberschneidungen sowie die 
Interpretation von Veranstaltungen in Bezug auf ihren Charakter nach § 2 Abs. 5 durch ihre 
gesetzlichen Vertreter in vertrauensvoller Weise in Einzelfällen regeln.

§ 4
Stadtkirche St. Marien

(1) Die Räumlichkeiten des Kirchturms und das Grundstück werden durch die Hansestadt Wismar 
genutzt.

(2) Das Geläut und das Glockenspiel der Turmuhr werden durch die Kirchengemeinde genutzt, 
gewartet und unterhalten.

(3) Die Ruine der Stadtkirche St. Marien mit dem Kirchturm und dem aufgemauerten sichtbaren 
Grundriss kann nach Absprache mit der Hansestadt Wismar für kirchliche Veranstaltungen unter 
freiem Himmel genutzt werden. Hier gelten die Regelungen des § 3 (unter Beachtung des § 2 Abs. 
5, 6) entsprechend.

§ 5
Ergänzende Bestimmungen

(1) Soweit in den vorstehenden Regelungen keine besonderen Bestimmungen für die einzelnen 
Gebäude getroffen wurden, gelten die nachstehenden Absätze.

(2) Die Bestuhlung, Beschallung, Reinigung und Aufsicht liegt in der Verantwortung des jeweiligen 
Nutzers und geschieht in Absprache mit der Hansestadt Wismar.

(3) Für kirchliche Nutzungen werden grundsätzlich mit Ausnahme anfallender  
veranstaltungsbedingter Kosten1 keine Nutzungsentgelte erhoben.

§ 6
Zusammenarbeit

Die Vertragspartner werden zwischen ihnen entstehende Meinungsverschiedenheiten auf 
freundschaftliche Weise beilegen.

§ 7
Schriftform

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung sowie Abweichungen von selbiger bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Schriftform.

1 Protokollnotiz: Unter diese Regelung fallen nur solche Kosten, die durch besondere Anforderungen einer Veranstaltung 
ausgelöst werden, wie etwa das Anheizen des Gebäudes über die Grundtemperatur oder zusätzliche Personalkosten für 
Aufbauleistungen u.ä..



§ 8
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder lückenhaft sein oder werden, 
berührt dies die übrigen Regelungen der Vereinbarung nicht. Die Parteien vereinbaren, die 
unwirksame, etwaig unklare, lückenhafte oder undurchführbare Regelung durch solche zu ersetzen, 
mit der der beabsichtigte Zweck zulässig erreicht werden kann. Entsprechend soll bei Ausfüllen 
einer Lücke eine angemessene Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Parteien der 
Vereinbarung gewollt haben oder nach Sinn und Zweck der Vereinbarung gewollt haben würden, 
hätten sie diesen Punkt gedacht.

§ 9
Inkrafttreten

Die Vereinbarung tritt am ersten des Monats in Kraft, der der gemeinsamen Unterzeichnung und 
Zustimmung der Bürgerschaft der Hansestadt sowie des Kirchengemeinderates St. Marien/St. 
Georgen folgt.

Wismar, den

Thomas Beyer
Bürgermeister Vorsitzender des Kirchengemeinderates

Michael Berkhahn Axel Düwel
Senator und 2. Vorsitzender des Kirchengemeinderates
1. Stellvertreter des Bürgermeisters

(Dienstsiegel)



Nr.: VO/2014/0978

Status: öffentlich

Datum: 19.08.2014

Verfasser: Wäsch, Udo

Vorlage

Federführend:
68 Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
03 Beteiligungsverwaltung
1 Büro der Bürgerschaft
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2013 für den Entsorgungs- und 

Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.09.2014 Eigenbetriebsausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar stellt den von der Baker Tilly Roelfs AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durch uneingeschränktes Testat bestätigten Jahresabschluss für 
den Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar (Anlage 1) fest. Das 
Jahresergebnis in Höhe von 3.299.081,50 € wird wie folgt verwendet:

Bereich Stadtverkehr:

Ausschüttung an den Haushalt der

Hansestadt Wismar zum 30.11.2014

aus dem BgA Stadtverkehr:                                                                      1.200.000,00 €

Vortrag auf neue Rechnung:                                                                    1.122.010,47 €

Bereich Stadtentwässerung:

Einstellung in die Rücklagen:                                                                      910.548,78 €

Bereich Stadtreinigung:                                                                                                               

Einstellung in die Rücklagen:                                                                        66.522,25 €

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die Entlastung der Betriebsleitung für das 
Wirtschaftsjahr 2013.

Begründung:
Für den Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar (EVB), bestehend aus den 
Bereichen Stadtreinigung, Stadtentwässerung und Stadtverkehr, ist ein gemeinsamer 
Jahresabschluss zu erstellen. Der Jahresabschluss 2013 wurde von der durch den 



Landesrechnungshof M-V bestellten Baker Tilly Roelfs AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk testiert.

                    

Der Jahresabschluss 2013 des EVB weist einen Jahresgewinn in Höhe von 3.299.081,50 € aus, 
der sich wie folgt auf die einzelnen Bereiche verteilt:

                    

- Stadtreinigung                                                                                               66.522,25 €

- Stadtentwässerung                                                                                       910.548,78 €

- Stadtverkehr                                                                                              2.322.010,47 €

                    

Das Jahresergebnis wurde insbesondere durch folgende Faktoren beeinflusst:

                    

Die zum 01.01.2013 vorgenommene Erhöhung der Abfallgebühren wirkte sich positiv auf die 
Erlösentwicklung aus und trug wesentlich zur Ergebnisverbesserung des Bereiches gegenüber 
dem Vorjahr (-158 T€) bei.

Die Erlöse aus Straßenreinigungsgebühren sind bei seit Jahren konstanten Gebührensätzen um 
ca. 5 % (+77 T€) leicht gestiegen. Verursacht werden die schwankenden Gebühreneinnahmen 
durch Straßenbaumaßnahmen, da für die Zeit der Baumaßnahmen die Straßenreinigung und die 
entsprechende Gebührenberechnung ausgesetzt werden.                     

                    

Im Bereich Stadtentwässerung wurden durch die Abwasserentsorgung und –reinigung 
Gebühreneinnahmen i. H. v. 7.081 T€ (VJ 7.217 T€) erzielt. Die der Berechnung zugrunde 

liegende Abwassermenge ist gegenüber dem Vorjahr um 50 Tm3 auf 2.709 Tm3 gesunken. Die 
Zinsaufwendungen konnten in diesem Bereich durch Umschuldungen zu zinsgünstigeren 
Konditionen um 106 T€ reduziert werden. Das Gesamtinvestitionsvolumen lag in 2013 bei 3.300 
T€ und betraf im Wesentlichen die Verbesserung des Kanalsystems. Hierfür erfolgte eine 
Kreditaufnahme i. H. v. 450 T€. Gleichzeitig konnten 1.075 T€ an Altkrediten getilgt werden.

                    

Mit Beschluss der Bürgerschaft vom 26.05.2011 wurde dem EVB zusätzlich die Aufgabe der 
Parkraumbewirtschaftung übertragen. Im Wirtschaftsjahr 2012 betraf dies zunächst die 
pachtweise Bewirtschaftung einer Parktiefgarage sowie die vorbereitenden Maßnahmen zur 
Umsetzung des Parkraumkonzeptes in der Altstadt, welches zum 01.10.2012 startete. Dadurch 
resultierten die Erlöse aus der Parkraumbewirtschaftung im Vorjahr lediglich aus dem letzten 
Quartal. Im Jahr 2013 stiegen die Umsatzerlöse um 725 T€ auf 1.027 T€ an.

                    

Das Ergebnis des Bereiches Stadtverkehr wird wesentlich von dem Beteiligungsergebnis der 
Stadtwerke Wismar GmbH (+ 1.963,5 T€) beeinflusst. Die Betriebsleitung schlägt der 
Bürgerschaft vor, aus dem Jahresergebnis 2013 des BgA Stadtverkehr 1.200.000 € an den 
städtischen Haushalt auszuschütten. Darin sind 300 T€ für Instandhaltungsarbeiten an der 
Seebrücke enthalten, die beim EVB zur Realisierung der Maßnahme verbleiben.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:



                          Keine finanziellen Auswirkungen
                          x Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 62301.4760000 Ertrag in Höhe von 1.200 T€
Produktkonto /Teilhaushalt: 62301.5673000 Aufwand in Höhe von 189,9 T€

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 62301.6760000 Einzahlung in Höhe von 1.200 T€
Produktkonto /Teilhaushalt: 62301.7673000 Auszahlung in Höhe von 189,9 T€

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
                        x Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig



eine Erweiterung
                         x Vorgeschrieben durch: § 22 der Kommunalverfassung M-

V i.V.m. § 5 der Eigenbetriebsverordnung M-V

Anlage/n:
Anlage 1 – Testat zum Jahresabschluss 2013 des EVB

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)







































































































Nr.: VO/2014/0988

Status: öffentlich

Datum: 27.08.2014

Verfasser: Mahnel, Cornelia

Vorlage

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
1 Büro der Bürgerschaft
60 BAUAMT
60.1 Abt. Bauordnung

52. Änderung des Flächennutzungsplanes

 "Umwandlung von Flächen für Bahnanlagen in Verkehrsflächen im Bereich 

Bahnhofsvorplatz"

Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung

Öffentlich Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt, für den Bereich Bahnhofsvorplatz ein Verfahren 
zur Änderung des Flächennutzungsplanes durchzuführen.

2. Der Bereich der Änderung wird wie folgt begrenzt:

im Nord-Osten: durch Flächen für Bahnanlagen

im Süd-Osten :  durch Flächen für Bahnanlagen

im Süd-Westen: durch die Bahnhofstraße

im Nord-Westen: durch die Poeler Straße

(siehe Anlagen)

3. Die Änderung des Flächennutzungsplanes erhält die Bezeichnung: 52. Änderung des 
Flächennutzungsplanes „Umwandlung von Flächen für Bahnanlagen in Verkehrsflächen im Bereich 
Bahnhofsvorplatz“

4. Der Beschluss zur Aufstellung der Änderung des Flächennutzungsplanes ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB amtlich bekannt zu machen.

5.   Die gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 vorgesehene frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ist von der    
Verwaltung durchzuführen.

6. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 und 2 
BauGB ist durchzuführen.



Begründung:
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar ist der Plangeltungsbereich als Fläche für 
Bahnanlagen dargestellt (siehe Anlage 1).

Die auf diesen Flächen befindlichen Gleistrassen wurden bereits vor einiger Zeit von der Deutschen Bahn 
AG still gelegt. Ein seitens der Stadt beantragtes und von der Deutschen Bahn AG durchgeführtes 
Entbehrlichkeitsverfahren endete im Juli 2014 mit dem Ergebnis, dass die betreffenden Anlagen und 
Flächen für die Deutsche Bahn AG entbehrlich sind.

Für die Entwidmung sowie den Grunderwerb dieser Flächen steht die HWI bereits in Verhandlung mit der 
Deutschen Bahn AG.

Die Stadt beabsichtigt auf diesen Flächen einen funktionell sowie gestalterisch aufgewerteten 
Bahnhofsvorplatz zu entwickeln. Zu diesem Zweck wird derzeit der Bebauungsplan Nr. 80/11 
„Bahnhofsvorplatz/Rostocker Straße“ aufgestellt.

Planungsrechtliche Grundlage für die Aufstellung des Bebauungsplanes nach dem Entwicklungsgebot ist 
die Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes.

Die derzeitige Ausweisung von Flächen für Bahnanlagen ist in Verkehrsflächen (siehe Anlage 2) zu 
ändern.

Der Bereich der Änderungen betrifft ca. 1,3 ha.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre



Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
x Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 - Auszug aus dem FNP
Anlage 2 – Geltungsbereich der 52. Änderung des FNP

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)







Nr.: VO/2014/0989

Status: öffentlich

Datum: 27.08.2014

Verfasser: Frieß, Norbert

Vorlage

Federführend:
10.6 Abt. Gebäudemanagement

Beteiligt:
I Bürgermeister
1 Büro der Bürgerschaft
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Theater der Hansestadt Wismar

-Instandsetzung, Modernisierung und Erweiterung-

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 16.09.2014 Ausschuss für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und 
Soziales

Vorberatung

Öffentlich 16.09.2014 Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 16.09.2014 Finanzausschuss Vorberatung

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Fortsetzung der Baumaßnahme „Theater der Hansestadt Wismar- Instandsetzung, Modernisierung 
und Erweiterung“  wird auf Grundlage des Beschlusses VO/2012/0628 vom 13.12.2012 mit einer 
Erhöhung der Gesamtkosten um 400.000 € auf 5.440.000 € beschlossen. Die Mittel werden 
überplanmäßig bereitgestellt.

Begründung:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat in der 40. Sitzung am 13.12.2012  mit Vorlage 
VO/2012/0628 beschlossen, die Modernisierung, Instandsetzung und Erweiterung des Theaters mit den 
Gesamtkosten von  5.040.000 € (Anlage 1) im Zeitraum von 2013 bis 2015 umzusetzen.

In der vorangegangenen Diskussion der Vorlage im Rahmen der 40. Sitzung der Bürgerschaft war das 
Thema Kostenentwicklung bei dem Bauvorhaben angesprochen worden. Dabei wurde vom 
Bürgerschaftsmitglied Dr. Eigendorf die Frage an den Unterzeichner gerichtet: „Herr Bürgermeister, 
erwarten Sie weitere Kostenerhöhungen? Wie oft wollen Sie weitere Kostenerhöhungen von uns 
beschlossen haben?“ Die Anfrage wurde mit Bericht/Antwort vom 07.01.2013 schriftlich beantwortet. Es 
wurde hier wörtlich ausgeführt: „Die Kostenschätzungen entsprechen immer dem aktuellen 
Kenntnisstand und basieren auf der aktuellen Einschätzung der Baupreise. Bei einer umfangreichen 
Sanierung sind immer Kostensteigerungen möglich, wenn unerwartete bauliche Anforderungen 
Mehraufwendungen erfordern, es zu Erhöhungen der Baupreise und dadurch zu höheren 
Ausschreibungsergebnissen kommt oder zeitliche Verzögerungen auftreten. Daher ist es auch nicht 
sachgerecht, weitere Kostensteigerungen auszuschließen. Die Verwaltung wird aber gemeinsam mit dem 
beauftragten Planer bemüht sein, den nunmehr bestätigten Kostenrahmen einzuhalten.“

2. Die Umsetzung der Baumaßnahme begann am 01.06.2013.



Zunächst konnten die bei den Ausschreibungen in einigen Positionen entstandenen Mehrkosten und 
zusätzlichen Leistungen wiederum in anderen Losen bzw. Leistungen, die günstiger angeboten wurden, 
kompensiert werden, so dass im Ergebnis sich die Kostenkontrolle im Rahmen des Gesamtkostenrahmens 
bewegt. Die im Laufe des Jahres 2014 erzielten Ausschreibungsergebnisse lagen dann jedoch größtenteils 
über den Schätzungen der Planer. Zunächst konnte noch davon ausgegangen werden, dass diese bei 
folgenden Ausschreibungen gegebenenfalls noch ausgeglichen werden konnten. Im April 2014 ergab sich 
aus dem damaligen Stand der abgerechneten Leistungen, dass diese sich noch im bestätigten 
Gesamtkostenrahmen – bezogen auf die abgerechneten Leistungen von einem Drittel der Bausumme – 
hielten, was auch in der Sitzung des Kultur-, Sport- und Bildungsausschuss am 07.04.2014 so mitgeteilt 
wurde.

Nach den im Juni 2014 durchgeführten Ausschreibungen veränderten sich jedoch die 
Ausschreibungsergebnissee dahingehend, dass abzusehen ist, dass der gesetzte Gesamtkostenrahmen 
nicht zu halten sein wird. Zwar bestünde im Rahmen des Vergaberechts die Möglichkeit, 
Ausschreibungen bei Überschreitung des geschätzten Kostenrahmens für die Leistung aufzuheben und 
die Ausschreibungen zu wiederholen, doch scheidet diese Möglichkeit aufgrund des festgesetzten 
Fertigstellungstermins (Eröffnung des Theaters  am 03.12.2014) aus. Denn eine Wiederholung der 
Ausschreibungen hätte nicht nur eine Zeitverzögerung von mehreren Monaten zur Folge, sondern es 
wäre auch ungewiss, ob die Ausschreibungsergebnisse dann wirklich nachhaltig besser werden würden. 
In den vorliegenden Ausschreibungsergebnissen zeigen sich letztlich die Auswirkungen der guten 
Konjunktur, die den Firmen volle Auftragsbücher beschert. Das führt einerseits dazu, dass viele Firmen 
ausgelastet sind und sich gar nicht erst bei Ausschreibungen beteiligen, sowie dass andererseits ein 
hohes Preisniveau angeboten wird. Beispielsweise wurden für die Malerarbeiten im Juni 2014 nur 2 etwa 
gleich hohe Angebote abgegeben, die 50.000 € über der Kostenberechnung lagen, bei den übrigen 
Ausschreibungen für den Innenausbau waren es meist 10-20 T€ mehr als berechnet.

Hinzu kam, dass mit weiterem Baufortschritt zusätzliche statische Mängel in den freigelegten 
Gebäudeteilen festgestellt wurden, die zusätzliche Leistungen in Höhe von 45.000,- für 
Fundamentverstärkungen erforderten. Überdies ergaben sich aus den Auflagen des Brandschutzes, dass 
der zunächst eingesparte Brandschutzvorhang nun für 94.000 € doch ausgeführt und die Löschtechnik 
für ca. 140.000 € erweitert werden musste bzw. teurer wurde. Schließlich musste das gesamte 
Bühnenportal nebst Seitengalerien aufgrund des fortgeschrittenen Abnutzungszustandes für zusätzliche 
107.000 € ersetzt werden, weil es nicht mehr in einen abnahmefähigen Zustand zu überführen war . Die 
Mehrkosten sind nach Kostengruppen in der Anlage 2 dargestellt und werden insgesamt 400.000 € 
betragen.

Die Mehrkosten werden überplanmäßig aus folgenden Konten bereitgestellt :

54101/THH 08 0963000/7854200 Gemeindestraßen 79.000€
21140/THH 07 0961000/7852200 Tarnow-Schule 43.600 €
27201/THH 07 2314200/6814200 Rückzahlung Fördermittel 134.000 €
57100/THH 04 0962000/7853200 Wirtschaftsförderung 63.900 €
57100/THH 04 0963000/7854200 Städtebaufördermittel 79.500 €

Somit ergibt sich die geänderte Finanzierung wie nachstehend dargestellt:

2.721.305  € Eigenanteil HWI
1.477.000  € Darlehen kommunaler Aufbaufond
   349.195 € Deutsche Bundesstiftung Umwelt   
   892.500 € Förderung des Ministeriums für Wirtschaft, Bau- und Tourismus

Weitere Einsparmöglichkeiten sind ausgeschöpft, da auch eine Mindestausstattung nötig ist, um den 
Spielbetrieb zu gewährleisten.

Zum aktuellen Bautenstand kann mitgeteilt werden, dass die energetische Sanierung gesichert ist.
Der Anbau mit Kammerbühne, Theaterklause und Künstlergarderoben ist erstellt, die Gebäudehülle



des Saales und der Bühne ist saniert. Der Innenausbau ist bis auf die Personalräume im Alten Foyer 
abgeschlossen. Es fehlen noch Wandanstriche, Fußböden die Technischen Anlagen und die Bestuhlung.
Der nicht förderfähige Abbruch der Verwaltung, Klause und Puppenbühne wird im Rahmen der 
Baumaßnahme 2015 erfolgen. Das Theater wird planmäßig am 03.12.2014 eröffnet.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
X Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt
Deckungsmittel überplanmäßig aus:
Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto/Teilhaushalt:
54101/THH 08 0963000/7854200 
Gemeindestraßen
21140/THH 07 0961000/7852200 
Tarnow-Schule
27201/THH 07 2314200/6814200 
Rückzahlung Fördermittel
57100/THH 04 0962000/7853200 
Wirtschaftsförderung
57100/THH 04 0963000/7854200 
Städtebaufördermittel  

Auszahlung in Höhe von
79.000 €

43.600 €

134.000 €

63.900 €  

79.500 €

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt



Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition

X Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

X freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)









Abt. Gebäudemanagement

BV: Theater - Instandsetzung, Modernisierung, Erweiterung

Kostenkontrolle

Kostengruppen                        nach DIN 

276

Bestätigte HU-Bau-Kosten nach 

baufachlicher Prüfung bzw. 

Ausführungsplanung Var. 3

aktueller Kostenstand (Berücksichtigung HU-

Bau-Kosten bzw. Aufträge und Nachträge)

Abrechnungsstand:29.08.2014

KG 200 Herrichten                                               134.521,17 €                                                             318.500,06 €                                                     268.500,06 € 

KG 300 Rohbau                                            1.875.113,99 €                                                          1.901.134,10 €                                                  1.370.000,00 € 

KG 400 Techn. Ausstattung                                            1.524.208,86 €                                                          1.714.209,86 €                                                     216.333,23 € 

KG 500 Außenanlagen                                                 90.671,75 €                                                               90.671,75 €                                                                   -   € 

KG 600 Ausstattung                                               377.929,85 €                                                             377.929,85 €                                                                   -   € 

KG 700 Baunebenkosten                                            1.037.495,51 €                                                          1.037.495,51 €                                                     733.989,00 € 

insgesamt 5.039.941,13 € 5.439.941,13 € 2.588.822,29 €



Abt. Gebäudemanagement



Nr.: VO/2014/0992

Status: öffentlich

Datum: 02.09.2014

Verfasser: Krutzinna, Reiner

Vorlage

Federführend:
10.4 Abt. Personal und Organisation

Beteiligt:
I Bürgermeister
III Senator
10.5 Abt. Recht und Vergabe

Abberufung des ehrenamtlichen 2. Stellvertreters des Bürgermeisters

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beruft Herrn Andreas Wellmann mit Ablauf des 30.09.2014 aus seinem 
Ehrenbeamtenverhältnis als Senator in der Funktion des 2. Stellvertreters des Bürgermeisters ab.

Begründung:
Mit der Abordnung von Herrn Andreas Wellmann für die Dauer von zwei Jahren zum Land 
Mecklenburg-Vorpommern ab dem 01.10.2014 entfallen die Voraussetzungen für dessen 
Ehrenbeamtenverhältnis als Senator in der Funktion des 2. Stellvertreters des Bürgermeisters 
gem. § 11 Abs. 3 der Hauptsatzung der Hansestadt Wismar. Für den Zeitraum der Abordnung 
zählt er dann nicht mehr zu dem Kreis der dem Bürgermeister unmittelbar nachgeordneten 
leitenden Bediensteten.

Mit Ablauf des 30.09.2014 ist daher gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1b des Beamtengesetzes für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (LBG-MV) i.V.m. §§ 40 Abs. 3 Satz 2, 19 Abs. 3 Satz 3 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern Herr Andreas Wellmann aus 
seinem Ehrenbeamtenverhältnis als Senator in der Funktion des 2. Stellvertreters des 
Bürgermeisters abzuberufen.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung

X Vorgeschrieben durch: § 40 Abs. 3 Satz 2 und § 19 
Abs. 3 Satz 3 KV M-V

Anlage/n:



Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/0993

Status: öffentlich

Datum: 02.09.2014

Verfasser: Krutzinna, Reiner

Vorlage

Federführend:
10.4 Abt. Personal und Organisation

Beteiligt:
I Bürgermeister
III Senator
10.5 Abt. Recht und Vergabe

Wahl der ehrenamtlichen 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft wählt Frau Heike Bansemer zur 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters.

Begründung:
Durch Abberufung mit Ablauf des 30.09.2014  endet das Ehrenbeamtenverhältnis als Senator in 
der Funktion des 2. Stellvertreters des Bürgermeisters von Herrn Andreas Wellmann. Gemäß § 11 
Abs. 3 der Hauptsatzung vom 28.03.2013 wählt die Bürgerschaft aus dem Kreis der dem 
Bürgermeister unmittelbar nachgeordneten leitenden Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern eine 
zweite Stellvertreterin oder einen zweiten Stellvertreter des Bürgermeisters für die Dauer der 
Wahlperiode der Bürgerschaft. Diese Person übt die Stellvertreterfunktion im 
Ehrenbeamtenverhältnis aus. Als Nachfolgerin für Herrn Wellmann ist für diese Aufgabe die 
Amtsleiterin des Amtes für Finanzverwaltung – Frau Heike Bansemer - vorgesehen.

Der Werdegang von Frau Heike Bansemer bei der Hansestadt Wismar gestaltet sich wie folgt:

Ab dem 19.08.1992 war sie als Abteilungsleiterin Allgemeine soziale Angelegenheiten, 
Bewirtschaftung der Personalkosten im Personalamt bzw. Hauptamt tätig.
Am 19.03.1997 legte sie die 2. Prüfung für Angestellte im kommunalen Verwaltungsdienst 
erfolgreich ab.
Seit dem 30.04.2002 ist sie Verwaltungsfachwirtin.
Ab dem 01.11.2005 nahm sie die Position der Abteilungsleiterin Stadtkämmerei im Amt für 
Finanzen und Wirtschaft wahr.
Ab dem 01.03.2009 übernahm sie die Leitung des Amtes für Finanzverwaltung.
Am 18.10.2010 schloss sie den Lehrgang zur Kommunalen Bilanzbuchhalterin erfolgreich ab.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen



X Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 11102.5021100 Aufwand in Höhe von 1020

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 11102.5021100 Auszahlung in Höhe von 1020

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

monatlich 340,- € Entschädigung (gem. § 11 Abs. 6 der Hauptsatzung)
2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 11102.5021100 Aufwand in Höhe von 4080

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: 11102.5021100 Auszahlung in Höhe von 4080

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung

X Vorgeschrieben durch: § 40 Abs. 1 und 3 KV M-V; § 11 
Abs. 3 der Hauptsatzung der Hansestadt Wismar



Anlage/n:

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/0997

Status: öffentlich

Datum: 05.09.2014

Verfasser: Sauck, Anja

Vorlage

Federführend:
10.4 Abt. Personal und Organisation

Beteiligt:

Vertretung im Zweckverband "Elektronische Verwaltung in Mecklenburg-

Vorpommern" (E-Government-Zweckverband)

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt, Herrn Thomas Weiss zum Vertreter der Hansestadt Wismar in der 
Verbandsversammlung des E-Government-Zweckverbandes zu bestimmen.

Begründung:
Die Hansestadt Wismar ist seit 2007 Mitglied im Zweckverband „Elektronische Verwaltung in 
Mecklenburg-Vorpommern“ (eGo-MV).

Der Zweckverband erbringt für die Städte, Ämter, Gemeinden und Landkreise aus Mecklenburg-
Vorpommern Leistungen im Zusammenhang mit der Erschließung und Nutzbarmachung von E-
Government-Technologien und -Lösungen. Der Verband verfolgt unter anderem folgende Ziele:
– Erleichterung des Zugangs und des Kontaktes der Bürger und der Wirtschaft zu den 
Verwaltungsleistungen, unabhängig ob sie vom Land oder Kommune erbracht werden
– Straffung der verwaltungsinternen Abläufe und Entscheidungsprozesse
– weitere Verbesserung der Qualität der Leistungen der Kommunalverwaltungen für die 
Bürger und die Wirtschaft

In der Verbandsversammlung des Zweckverbandes als oberstes Willensbildungs- und 
Beschlussorgan werden die Mitgliedschaftsrechte der Hansestadt Wismar gemäß § 156 Abs. 2 
der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern grundsätzlich durch den 
Bürgermeister wahrgenommen. Der E-Government-Zweckverband lässt aber auch eine ständige 
Vertretung des Bürgermeisters in der Verbandsversammlung durch eine Mitarbeiterin oder einen 
Mitarbeiter der Stadtverwaltung zu.

Es wird daher vorgeschlagen, Herrn Thomas Weiss als Vertreter der Hansestadt Wismar in der 
Verbandsversammlung zu bestimmen. Herr Weiss ist Sachbearbeiter in der Abteilung Personal 
und Organisation und Datenschutzbeauftragter der Hansestadt Wismar. Aufgrund seiner 
Aufgaben als Organisator hat er vielseitige Kenntnisse über verwaltungsinterne Abläufe und den 
Einsatz von E-Government-Technologien in der öffentlichen Verwaltung. Die Interessen der 
Stadt im Bereich E-Government können durch Herrn Weiss im Zweckverband angemessen  
vertreten werden.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
x Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

Es werden Reisekosten lt. Abrechnung für die Fahrten zur Verbandsversammlung fällig. 
Sie können in der Höhe noch nicht genau beziffert werden.
2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition



Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

X freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n: keine

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/0999

Status: öffentlich

Datum: 05.09.2014

Verfasser: Wellmann, Andreas

Vorlage

Federführend:
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE

Beteiligt:
I Bürgermeister
III Senator
Sonstige - Beratung mit Externen
10.6 Abt. Gebäudemanagement
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG
60.3 Sanierung und Denkmalschutz

Beantragung finanzieller Mittel aus dem Förderprogramm 2014 der 

Bundesregierung "Nationale Projekte des Städtebaus" für Projekte in der 

Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 26.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Hansestadt Wismar stellt für 2 Projekte / Maßnahmen gemäß der Auflistung in den Anlagen 1 und 2 
jeweils einen Förderantrag mit dem Ziel, eine höchstmögliche Förderung aus dem Programm 2014 
„Nationale Projekte des Städtebaus“ der Bundesregierung zu erhalten.  

Begründung:

Die Bundesregierung beabsichtigt für 2014 weitere Mittel zur Förderung „Nationaler Projekte des 
Städtebaus“ zur Verfügung zu stellen.  Für das Bundesprogramm 2014 werden ca. 50 Mio. € 
bereitgestellt. Es sollen gezielt „Premiumobjekte“ gefördert werden, die sich durch nationale 
Wahrnehmbarkeit, besondere Qualität hinsichtlich des städtebaulichen Ansatzes, der baukulturellen 
Aspekte und von Beteiligungsprozessen auszeichnen und bezogen auf das Investitionsvolumen schneller 
umgesetzt werden können. Für das Jahr 2014 werden insbesondere Denkmalensembles von nationalem 
Rang gefördert wie z.B. UNESCO-Welterbestätten und bauliche Kulturgüter mit außergewöhnlichem 
Wert einschließlich Maßnahmen in deren Umfeld sowie energetische Erneuerung und Grün in der Stadt.

Gemäß des Projektaufrufes des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bauen und 
Reaktorsicherheit vom Juli 2014  sind die Projektvorschläge durch die Kommunen spätestens bis zum 
22.09.2014 beim Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) einzureichen.

Die Hansestadt Wismar beabsichtigt, für 2 Projekte / Maßnahmen Anträge gemäß der Auflistung in den 
Anlagen 1 und 2 mit dem Ziel einer maximalen Förderung zu stellen. Bedingt durch die kurze 
Vorbereitungszeit handelt es sich bei den jeweiligen ausgewiesenen Kosten um eine vorläufige 
Kostenschätzung.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
X Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt:

25101 Stadtgeschichtliches Museum/ 
THH03 2331410/6816610

25101 Stadtgeschichtliches Museum/ 
THH03 2331490/6816690

28200 St.-Marien-Kirche/
THH03 2331410/6816610

2015

2016

2015

2014

2015

2016

2017

2018

Einzahlung in Höhe von

305.400,00

305.400,00

13.200,00

75.000,00

262.500,00

337.500,00

337.500,00

337.500,00

 €

 €

 €

 €

 €

 €

 €

 €



Produktkonto /Teilhaushalt:

25101 Stadtgeschichtliches Museum/ 
THH03 096300/7854200

28200 St.-Marien-Kirche/
THH03 096300/7854200

2015

2016

2015

2016

2017

2018

Auszahlung in Höhe von

346.000,00

346.000,00

375.000,00

375.000,00

375.000,00

375.000,00

 €

 €

 €

 €

 €

 €

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten

X Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

X freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 – Projektbeschreibung Schweinsbrücke 6 und 8
Anlage 2 – Projektbeschreibung Kirchenschiff St. Marien

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



           Anlage 1 
 
 

1. Objekt: 
 

Wand- und Deckenmalereien im Innenbereich der Baudenkmale Schweinsbrücke 6 
und 8, 23966 Wismar  

 
 

2. Maßnahmebeschreibung: 
 

Im Zuge der bisherigen Sanierungsarbeiten erfolgten umfangreiche Freilegungen von 
Bauteilen und Baukonstruktionen. In diesem Zusammenhang wurden historische Bema-
lungen an Wänden und Decken gefunden. Diese haben sich im Verlauf der baubegleiten-
den restauratorischen Untersuchungen als außergewöhnlich wertvoll herausgestellt, da 
es sich um die Originalfassung aus der Renaissance handelt. Zu den äußeren Renais-
sancefassaden des Schabbellhauses sind nun auch die Malereien des gleichen Stils im 
Innenbereich freigelegt worden. Im Rahmen der musealen Nutzung der Häuser möchten 
wir diese Malereien erhalten, sichern und den Besuchern zeigen.  
 
Ziel der Maßnahme ist die Präsentation der wertvollen erhaltenen bauzeitlichen Wand- 
und Deckenmalereien aus der Renaissance im Innenbereich des Gebäudeensembles 
Schweinsbrücke 6 und 8. So kann der ursprüngliche Charakter der Raumfassaden einem 
breiten interessierten Publikum zugeführt werden. Damit werden die historischen Ge-
bäude für sich zu musealen Ausstellungsobjekten. 
Die Restaurierung der historischen Wand- und Deckenmalereien ist von Restaurato-
ren/Fachfirmen auszuführen. 
 

3. geschätzte Kosten: 
 

Gesamtkosten:  692.000,00 € 
 
abzüglich Spende aus der Zangemeister-Stiftung:  - 13.200,00 € 
           

Noch zu finanzierender Anteil:  678.800,00 €  

 
davon  
• zu beantragende Förderung über das  Bundes- 

 programm „Nationale Projekte des Städtebaues“ 
 2014 (90 % ):      610.920,00 € 

   
• Eigenanteil der Kommune/ HWI (10 %):     67.880,00 € 

 
 



           Anlage 2 
 
 

1. Objekt: 
 

Grundmauern und Innenraum des ehemaligen Kirchenschiffes der St.-Marien-Kirche, 
23966 Wismar   

 
 

2. Maßnahmebeschreibung: 
 

Im Rahmen eines von der Hansestadt Wismar auf Grundlage des § 137 des BauGB 
durchgeführten Beteiligungs- und Mitwirkungsverfahrens zur Entwicklung des Stadt-
raumes um die ehemalige St.-Marien-Kirche ist ein Leitbild entwickelt worden.  
Auf Basis dieses Leitbildes sollen die Grundmauern des ehemaligen Kirchenschiffes der 
St.-Marien-Kirche auf überschaubare Höhen gebracht und mit einer Abdeckung zum 
Schutz des Mauerwerkes vor Witterungseinflüssen versehen werden. An der ehemaligen 
St.-Marien-Kirche sind Aufmauerungsarbeiten bereits begonnen worden und sollen im 
Zuge dieser Maßnahme nun entsprechend den Zielen des Leitbildes zum Abschluss ge-
bracht werden.  
 
Der Innenraum wird für eine Nutzung vorbereitet. Dazu gehören archäologische Unter-
suchungen, Niveauanpassungen sowie die Herstellung von aufgehenden Mauerwerkstei-
len, die die historische Struktur wiederspiegeln. 
 
Ziel der Maßnahme ist es, die Kultur und Geschichte des Stadtraumes um die ehemalige 
St.-Marien-Kirche mit gestalterischen Mitteln wieder sicht- und erlebbar zu machen.  
 
Das hier beantragte Projekt stellt einen wesentlichen Baustein zur Beseitigung der vor-
gefundenen strukturellen, funktionellen und gestalterischen Missstände im Stadtraum 
um die ehemalige St.-Marien-Kirche dar. Die Umsetzung wird sich positiv auf das Er-
scheinungsbild der ehemaligen St.-Marien-Kirche als auch des städtebaulich bedeutsa-
men Umfeldes und des stark öffentlichkeitswirksamen Bereiches um die ehemalige St.-
Marien-Kirche auswirken. 
 
 

3. geschätzte Kosten: 
 

Gesamtkosten:  1.500.000,00 € 
           

 
davon  
• zu beantragende Förderung über das  Bundes- 

 programm „Nationale Projekte des Städtebaues“ 
 2014 (90 % ):      1.350.000,00 € 

   
• Eigenanteil der Kommune/ HWI (10 %):             150.000,00 € 

 
 



Nr.: VO/2014/1001

Status: öffentlich

Datum: 12.09.2014

Verfasser: Hoop, Madeleine

Vorlage

Federführend:
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Beteiligt:
I Bürgermeister
1 Büro der Bürgerschaft

Annahme von Zuwendungen (Spenden) an die Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar stimmt der Annahme der in der Anlage 1 dargestellten,
vom 01.08. - 31.08.2014, eingegangenen Zuwendungen (Spenden) in Höhe von 1.715,00 € zur 
Verwendung entsprechend des angegebenen Zuwendungszweckes zu.

Begründung:
Gemäß § 44 Abs. 4 Satz 3 der Kommunalverfassung M-V entscheidet die Gemeindevertretung 
über die Annahme und Vermittlung von Zuwendungen. Daher wird um die antragsgemäße 
Annahme der in der Anlage 1 angegebenen Zuwendungen, in dieser Vorlage als Voraussetzung 
für die Verwendung der Zuwendungen entsprechend des in Anlage 1 ebenfalls angegebenen 
Verwendungszweckes, gebeten.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von 1.715,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von 1.715,00 €



Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von 1.715,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe 
von

1.715,00 €

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe 

von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:



Anlagen:
- Spendeninfo August 2014
- Spendenboxen August 2014

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



12.09.2014

Amt für Finanzverwaltung Auskunft erteilt: Frau Hoop
Tel: 251-2001

Annahme von Einzelspenden (bis 25.000,00 €) im Einzelfall

vom 01.08. - 31.08.2014 

lfd. Nr. Datum Spender / Zuwendungsgeber Empfänger Verwendungszweck Produktkonto Betrag

1 04.06.2014

EDEKA Nord SB - 

Warenhaus GmbH 

Marktkauf Wismar

Hansestadt Wismar

Rudolf-Tarnow-

Grundschule

Spende für den Kindertag 61200.3799001 501,00 €

2 01.08.2014
Garten- und Landschaftsbau 

Sylvi Hansen
Hansestadt Wismar Spende Schwedenfest 61200.3799001 750,00 €

3 22.08.2014 Kreisfeuerwehrverband Hansestadt Wismar Förderung Jugendfeuerwehr 61200.3799001 226,00 €

4 23.08.2014

Schweißtechnikservice 

GmbH & Co. KG

Wolfgang Lechner

Hansestadt Wismar

Rudolf-Tarnow-

Grundschule

Sachspende

Ballongas für die 

Einschulungsveranstaltung

----------------------------- 238,00 €

1.715,00 €



Spendenboxen für das Jahr 2014

Monat St.-Georgenkirche St.-Marien Rathauskeller Tourismuszentrale Baumhaus Welterbezentrum

Januar 1.524,86 € 2.500,23 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Februar 1.140,63 € 1.751,01 € 388,74 € 0,00 € 0,00 €

März 921,89 € 2.560,02 € 0,00 € 0,00 € 163,13 €

April 2.700,06 € 4.940,17 € 699,19 € 0,00 € 0,00 €

Mai 1.510,96 € 5.004,55 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Juni 1.632,79 € 6.617,55 € 472,96 € 0,00 € 0,00 €

Juli 570,60 € 6.158,13 € 327,81 € 0,00 € 94,28 € 448,28 €

August 1.519,20 € 7.930,28 € 836,57 € 0,00 € 0,00 € 355,88 €

September

Oktober

November

Dezember

Gesamt: 11.520,99 € 37.461,94 € 2.725,27 € 0,00 € 257,41 € 804,16 €



Nr.: VO/2014/1004

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: FÜR-WISMAR-Fraktion

Vorlage

Federführend:
FÜR-WISMAR-Fraktion

Beteiligt:

Beteiligungsverfahren St.Marienkirchplatz

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird aufgefordert, die Bürgerschaft und insbesondere die 
Bürger über den derzeitigen Stand des Beteiligungsverfahrens St. Marienplatz 
zu informieren.
Dabei sollen besonders die Vorschläge zur weiteren Nutzung der bisherigen 
JAA dargestellt und aus Sicht der Verwaltung beurteilt werden.

Begründung:
Durch die Schließung der JAA hat sich die Situation am St. Marienplatz 
verändert.
Im Beteiligungsverfahren ist damit eine neue konkrete Gegebenheit 
eingetreten, die unbedingt im weiteren Verfahren berücksichtigt werden 
muss.

Anlage/n:
- keine

Michael Werner
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/1005

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Änderung der Hauptsatzung - § 13 Entschädigungen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt wie folgt, § 13 der Hauptsatzung zu ändern:

a) Abs. 1:
Die Präsidentin oder der Präsident der Bürgerschaft erhält eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 850,00 € monatlich.

b) Abs. 4:
Fraktionsvorsitzende erhalten eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
260,00 € monatlich.
Soweit die Fraktion auf eine Fraktionsgeschäftsstelle verzichtet, erhält 
die oder der Fraktionsvorsitzende einen Zuschlag von 50% bezogen auf 
die Entschädigung nach Satz 1. Fraktionsvorsitzende erhalten 
zusätzlich eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung nach Abs. 6, 
soweit es sich nicht um Sitzungen der Fraktion handelt.

c) Abs. 6:
„Die Mitglieder der Bürgerschaft, denen nach den Absätzen 1 bis 5 
keine monatliche Aufwandsentschädigung gewährt wurde, erhalten für 
ihre Teilnahme an Sitzungen der Bürgerschaft, an den Sitzungen der 
Ausschüsse, in die sie gewählt sind, und an Fraktionssitzungen eine 
sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 60,00 €.

d) Abs. 7:
Sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner erhalten für die 
Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, in die sie gewählt sind und an 
Sitzungen der Fraktionen, die zur Vorbereitung dieser 
Ausschusssitzungen dienen, eine sitzungsbezogene 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 60,00 €.

e) Abs. 8:
Ausschussvorsitzende und bei deren Verhinderung deren 
Stellvertretung, denen nach den Absätzen 1 bis 5 keine monatliche 
Aufwandsentschädigung gewährt wurde, erhalten für jede von ihnen 



geleitete Sitzung eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 90,00 €.

Begründung:
Wir folgen mit diesem Antrag einer Empfehlung der Verwaltung, die mit 
Schreiben vom 02.10.2013 über die Neufassung der 
Entschädigungsverordnung M-V vom 28.08.2013 und die damit 
verbundene Möglichkeit der Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt 
Wismar hinsichtlich der Aufwandsentschädigung von 
Bürgerschaftsmitgliedern und Sachkundigen Einwohnern informierte.

Anlage/n:
- keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/1006

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Fraktionszuwendungen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft legt die Fraktionszuwendungen ab dem 01.01.2015 wie 
folgt fest:

1. Der Sockelbetrag beträgt pro Fraktion 5.000,00 Euro.
2. Die jährlichen Zuwendungen je Fraktionsmitglied betragen 2.000,00 

Euro.

Die finanziellen Mittel sind ab 2015 in den Haushalt Produkt/Produktkonto 
11140.5691000 einzustellen.

Begründung:
Die letzte Erhöhung der Fraktionsmittel erfolgte 2006.
Bedingt durch den in diesem Zeitraum gestiegenen finanziellen Aufwand 
ist eine Anpassung der finanziellen Mittel notwendig, die für die ordnungs- 
und sachgemäße Arbeit in Fraktionen benötigt werden.

Anlage/n:
- keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/1007

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Verwendung von Fraktionszuwendungen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt, dass während der Sitzungen der Fraktionen 
generell Erfrischungen, z. B. Kaltgetränke, Kaffee und ein kleiner Imbiss, 
bereitgestellt werden können, deren Bezahlung über die 
Fraktionszuwendungen erfolgen kann.

Begründung:
Im Schreiben des Ministeriums für Inneres und Sport Mecklenburg-
Vorpommern vom 05.08.14 wurden Hinweise für den rechtsicheren 
Umgang von Fraktionszuwendungen für Präsente, Kranzspenden sowie für 
Speisen und Getränke gegeben.

Unter Punkt II. „Bewirtung von Fraktionsmitgliedern im Rahmen von 
Fraktionssitzungen und sonstigen Fraktionsveranstaltungen“ wird darauf 
hingewiesen, dass durch einen Beschluss der Bürgerschaft die im 
Beschlussvorschlag genannte Regelung Anwendung finden kann.

Anlage/n:
- keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/1008

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Benutzungs- und Entgeltordnung Alte Reithalle

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Der Bürgermeister wird gebeten, einen Bericht anzufertigen, der Auskunft über 

die Grundlagen und bisherigen Modalitäten bei der Vermietung der Alten Reithalle 
erteilt.

2. Der Bürgermeister wird ferner gebeten, eine Benutzungs- und Entgeltordnung für 
die Alte Reithalle zu entwickeln, die Rahmenbedingungen für Veranstaltungen 
enthält. Dabei ist zu prüfen, ob das Veranstaltungsende auf 02.00 Uhr festgelegt 
werden kann und ob einmal im Quartal eine Nutzungsdauer bis 06.00 Uhr 
Berücksichtigung finden kann.

Begründung:
Ein Bericht an die Bürgerschaft ist von Nöten, da es keinerlei gesicherte und konkludente 
Erkenntnisse gibt, auf welcher Grundlage die Vermietungen bisher abgeschlossen 
wurden.

Um die Attraktivität der Alten Reithalle auszubauen und gleichzeitig Handlungs- und 
Rechtssicherheit zu schaffen ist die Aufstellung einer Benutzungs- und Entgeltordnung 
von hoher Bedeutung. Bisher stehen für potenzielle Veranstalter kaum Informationen 
bzgl. Kosten und Möglichkeiten öffentlich, z. B. auf der Homepage der Hansestadt 
Wismar, zur Einsicht.

Die bereits existente Benutzungsordnung für den Festplatz Lübsche Burg schließt die Alte 
Reithalle nicht ein, könnte aber ähnlich wie die Benutzungs- und Entgeltordnung für die 
Raumbenutzung Rathaus/Zeughaus als Grundlage dienen.

Anlage/n:
- keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/1009

Status: öffentlich

Datum: 15.09.2014

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Promenade Technologie- und Forschungszentrum

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.09.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird gebeten, zu veranlassen, dass die Promenade des 
Technologie- und Forschungszentrums an den Tagen, an denen ein 
Kreuzfahrtschiff im Hafen liegt, bis 22.00 Uhr geöffnet ist. Diese Regelung soll 
probeweise ab Oktober 2014 für ein Jahr in Kraft treten. Danach soll erneut 
entschieden werden.

Begründung:
Die Promenade um das Technologie- und Forschungszentrum der Hansestadt 
Wismar ist sowohl bei Einheimischen und Studenten als auch bei den Touristen 
ein beliebter Ort. Die exponierte Lage zwischen Werfthalle, dem Alten Hafen und 
Seehafen verleiht gerade der Spitze des TFZ eine einzigartige Atmosphäre für 
Spaziergänge, auch in den Abendstunden.

Mittlerweile ist durch die zahlreichen Kreuzfahrtschiffe ein weiterer Faktor für die 
Attraktivität der Promenade hinzugekommen. Da das Auslaufen der Schiffe viele 
Schaulustige anlockt und die Schiffe den Hafen meist erst nach 20.00 Uhr 
verlassen, ist eine Verlängerung der Öffnungszeiten der Promenade an diesen 
Tage sinnvoll.

Anlage/n:
- keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)


	Kopiervorlage
	Ö Top 9.1 VO/2014/0973
	Ö Top 9.1 VO/2014/0973 Anlage 01 'Anlage 1'
	Ö Top 9.2 VO/2014/0978
	Ö Top 9.2 VO/2014/0978 Anlage 01 'EVB_Testat 2013'
	Ö Top 9.3 VO/2014/0988
	Ö Top 9.3 VO/2014/0988 Anlage 01 'Anlage 1 - FNP-Auszug'
	Ö Top 9.3 VO/2014/0988 Anlage 02 'Anlage 2- 52.FNP-Änderung'
	Ö Top 9.4 VO/2014/0989
	Ö Top 9.4 VO/2014/0989 Anlage 01 'KostengegenüberstellungAFU-EWBau07.01.2013'
	Ö Top 9.4 VO/2014/0989 Anlage 02 'Kostenkontrolle1 BV BÜ (1)'
	Ö Top 9.5 VO/2014/0992
	Ö Top 9.6 VO/2014/0993
	Ö Top 9.7 VO/2014/0997
	Ö Top 9.8 VO/2014/0999
	Ö Top 9.8 VO/2014/0999 Anlage 01 'Anlage 1 - Wand- u Deckenmalereien Schweinsbrücke 6 u 8'
	Ö Top 9.8 VO/2014/0999 Anlage 02 'Anlage 2 - Grundmauern u Innenraum Kirchenschiff St. Marien'
	Ö Top 9.9 VO/2014/1001
	Ö Top 9.9 VO/2014/1001 Anlage 01 'Spendeninfo August  BS'
	Ö Top 9.9 VO/2014/1001 Anlage 02 'Spendenboxen August BS'
	Ö Top 10.1 VO/2014/1004
	Ö Top 10.2 VO/2014/1005
	Ö Top 10.3 VO/2014/1006
	Ö Top 10.4 VO/2014/1007
	Ö Top 10.5 VO/2014/1008
	Ö Top 10.6 VO/2014/1009

